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Gesetz; § 92
Leitsätze:

4,

Dem Eechtsbeschwerdegericht ist in neuen Arbeits­
gerichtsgesetz an keiner Stelle die Befugnis gegeben, 
seinerseits an Stelle des landesarbeitsgcrichts eine 
Zulassung der Rechtsbesch-verde oder auch einer Revision 
auszuspreclien oder sie an Stelle des Beschwerdogericlits 
vorzunehnen. Anregungen in den Vorberatungen des neuen 
Arbeitsgerichtsgesetzes, wonach gegen eine Versagung 
der Zulassung eine Beschwerde an das Bundesarbei'ts- 
gerieht sollte erhoben werden können, sind nicht 
Gesetz geworden.
Venn es an einer besonderen Übergangsregelung fehlt, 
ist hinsichtlich der Formerfordernisse und der 
Statthaftigkeit eines Rechtsmittels dasjenige Recht 
massgebend, welches zur Zeit der Einlegung dieses 
Rechtsmittels gilt.
Auf eine spätere Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts 
kann die Statthaftigkeit der Rechtsbeschwerde nicht 
nachträglich gestützt werden, denn die Zulässigkeit 
eines Rechtsmittels bestimmt sich nach dem Zeitpunkt seiner Einleguig.
Für die Statthaftigkeit der Rechtsbeschv/erde genügt auch 
nicht, dass die angefochtene Entscheidung von der eines 
anderen Landesarbeitsgerichts abweicht.

Aktenzeichens 1_A3R 2/53
••Besohlo - des BAG v. 7= Juli 1954 LAG. Kaan
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In Sachen

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichtß in der Sitzung 
vom 7o Juli 1954

b e s c h l o s s e n :

Die Rechtsbeschwerde des Betriebsrats der Zeche Y/esterholt 
der Bergwerksgesellschaft Hibernia AG. gegen den Beschluss 
der 3. Kammer des landesarbeitsgerichts Hamm vom 9» September 
1953 -3 BV Ta 66/53- wird als unzulässig verworfen.

G r ü n d e  :

Nach § 92 Abs.l ArbGG kann Rechtsbeschwerde gegen den 
Beschluss des Landesarbeitsgerichts nur eingelegt werden, wenn 
sie entweder von diesem Gericht ausdrücklich zugelassen 
ist oder wenn die Entscheidung des Landesarbeitsgerichts 
von einer Entscheidung des Eundesarbeitsgerichts abweicht
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und auf dieser Abweichung beruht. An beiden fehlt es.

Zwar ist der Beschluss des Landesarbeitsgerichts Hamm 
am 9. September 1955 gefasst, d.h. zu einer Zeit, als 
das neue Arbeitsgerichtsgesetz noch nicht in Kraft ge­
treten und daher die Zulassung einer Rechtsbeschwerde ge­
setzlich noch nicht vorgesehen war. Bas ändert aber 
nichts daran, dass es für die an 27.10. 1955 erhobene 
Rechtsbeschwerde dennoch einer Zulassung bedarf, denn 
dem Rechtsbeschwerdegericht ist in neuen Arbeitsgerichts­
gesetz an keiner Stelle die Befugnis gegeben, seinerseits 
an Stelle des Landesarbeitsgerichts eine Zulassung der 
Rechtsbeschwerde oder auch einer Revision an Stelle des 
Beschwerde- oder Berufungsgerichts vorzunehnen. An­
regungen in den Vorberatungen des neuen Arbeitsgerichts­
gesetzes, wonach gegen eine Versagung der Zulassung eine 
Beschwerde an das Bundesarbeitsgericht sollte erhoben 
werden können, sind nicht Gesetz geworden. Wenn es an 
einer besonderen Übergangsregelung fehlt, ist hinsicht­
lich der Formerfordernisse und der Statthaftigkeit eines 
Rechtsmittels dasjenige Recht massgebend, welches zur 
Zeit der Einlegung dieses Rechtsmittels gilt. Die Rechts­
beschwerde konnte im vorliegenden Falle daher nicht 
auf Zulassung, sondern nur darauf gestützt werden, dass 
der angefochtene Beschluss von einer Entscheidung des 
Bundesarbeitsgerichts abweicht.

Eine in der Beurteilung der Rechtsfrage von den ange­
fochtenen Beschluss abweichende Entscheidung des Bundes­
arbeitsgerichts liegt zwar neuerdings vor. In seinen 
Beschluss von 6. Juli 1954 -1 ABR 2/54- hat der er­
kennende Senat die Mehll';eit der abgegebenen Stimmen 
unter der Voraussetzung gelten lassen, dass eine Hehr­
heit der wahlberechtigten Gruppenangehörigen sich an 
der Beschlussfassung Uber eine Geneinschaftswahl be­
teiligt. Auf diese Entscheidung kann die Statthaftigkeit
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der Rechtsbeschwerde aber nicht nachträglich gestützt 
werden, denn die Zulässigkeit eines Rechtsmittels be­
stimmt sich nach dem Zeitpunkt seiner Einlegung. Eie 
Abweichung musste daher bei Einlegung der Rechtsbe­
schwerde bereits bestehen. Das war aber nicht der Pall.

Endlich kann iia Gegensatz zu § 72 ArbGG für die Statt­
haftigkeit der Rechtsbeschwerde auch nicht genügen, dass 
die angefochtene Entscheidung von der eines anderen 
Landejsarbeitsgerichts abweicht. Das wird durch den 
Wortlaut des § 92 Abs.l Satz 2 ausgeschlossen, welcher 
nur von Entscheidungen des Bundesarbeitsgerichts spricht. 
Eine entsprechende Anwendung von Vorschriften der 
Revision auf die Rechtsbeschwerde hinsichtlich ihrer 
Statthaftigkeit ist schon um deswillen nicht möglich, 
v/eil das Verfahren der Rechtsbeschwerde in wesentlichen 
Punkten von dem der Revision abweicht. In diesem Zu­
sammenhang hat der erkennende Senat bereits in s einen 
Beschlüssen vom 23. Juni 1954 (1 ABR 8/54 und 15/54) 
hervorgehoben, dass bei der Revision eihe Zur'ickver- 
weisung möglich und gegebenenfalls nötig ist, während sie 
bei der Rechtsbeschwerde (vgl. § 96) ausdrücklich aus­
geschlossen bleibt, und dazu ausgeführt, dass vor allem 
auch wegen dieser Verschiedenheit eine analoge Anwendung 
von Vorschriften über die Statthaftigkeit einer Revision 
auf die Zulässigkeit einer Rechtsbeschwerde ausgeschlossen 
bleiben muss.

Daher war die Rechtsbeschwerde als unzulässig zu verwerfen. 
Die Entscheidung ergeht gerichtskosten- und gebührenfrei.

gez. Nipperdey gez. Dr. Poelmann gez. Dr. König
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